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Hochwasservorsorge wird im Raumordnungsgesetz (ROG) 
§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 4 und im Baugesetzbuch (BauGB) § 1 
Abs. 6 Nr. 12 als Handlungsauftrag für raumbezogene Pla-
nung benannt. Gleiches gilt für Klimaanpassung (§ 2 Abs. 2 
Nr. 6 Satz 5 ROG bzw. § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB). Ferner 
besteht das bauleitplanerische Erfordernis, „die Auswir-
kungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebau-
ungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder 
Katastrophen zu erwarten sind“, in die städtebauliche Ab-
wägung einzustellen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 j) BauGB).

Allerdings besteht in der Raumplanung weiterhin eine 
Dominanz klassischer Gefahrenabwehr über technische 
Maßnahmen und Flächenvorsorge, d. h. die Freihaltung ge-
fährdeter Gebiete von neuer Bebauung. Ein Einfluss auf 
den baulichen Bestand bzw. das bestehende Hochwasser-
risiko geht davon nicht aus (Gollmann/Kirstein/Greiving 
2019). 

Die fachliche Grundlage für raumplanerische Flä-
chenvorsorge gegenüber Flusshochwasser bilden Über-
schwemmungsgebiete (§ 78 des WHG – Wasserhaushalts-
gesetzes) bzw. Hochwassergefahrenkarten (§ 74 WHG). 

Allerdings überschritt das Hochwasserereignis vom Juli 
2021 in Deutschland die bestehenden Bemessungsfälle 
(Kreienkamp/Philip/Tradowsky et al. 2021). Daher erfolgte 
eine Neuberechnung der Überschwemmungsgebiete in 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz. Das folgende 
Beispiel aus der Gemeinde Altenahr verdeutlicht nicht nur 
die massiven Auswirkungen des Hochwassers, sondern 
auch die Tatsache, dass die neuberechneten Überschwem-
mungsgebiete (Lastfall HQ 100, das bezeichnet den Hoch-
wasserabfluss, der statistisch betrachtet einmal in 100 Jah-
ren auftritt) weit über die zuvor als extrem gefährdet 
geltenden Hochwassergebiete hinausgehen. 

 Abgesehen davon gelten lokale Überflutungen aus 
Starkregen nicht als Hochwasser, sondern als Nieder-
schlagswasser und fallen unter die Abwasserbeseitigungs-
pflicht als Teil der kommunalen Daseinsvorsorge (§  54 
WHG). Für diese bestehen landesseitig keine Überschwem-
mungsgebiete oder Gefahrenkarten, sondern jede Gemein-
de muss sich selber eine Evidenzbasis schaffen. Immerhin 
liegen dafür eine Reihe von Leitfäden vor (bspw. MUNLV 
NRW 2018).

Stefan Greiving

FLUTKATASTROPHEN UND 	
HOCHWASSERSCHUTZ AUS 	SICHT 
DER RAUMORIENTIERTEN  
RISIKOFORSCHUNG

Abb. 1: Hochwasserfolgen in der Gemeinde Altenahr
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Abb. 2: Hochwassergefahrenkarte für den Lastfall HQ-extrem für Altenahr: https://hochwassermanagement.rlp-umwelt.de/servlet/is/200041/

https://sgdnord.rlp.de/fileadmin/sgdnord/Wasser/UESG/Ahr/Arbeitskar-
ten/Ueberschwemmungsgebiet_Ahr-Arbeitskarten_Zukunftskonferenz.pdf 
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Abb. 3: Neuberechnetes Überschwemmungsgebiet für die Gemeinde Altenahr: https://sgdnord.rlp.de/fileadmin/sgdnord/Wasser/UESG/Ahr/
Arbeitskarten/Ueberschwemmungsgebiet_Ahr-Arbeitskarten_Zukunftskonferenz.pdf
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Was ist eigentlich ein Hochwasserrisiko?
„Hochwasserrisiko ist die Kombination der Wahrschein-
lichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignisses mit den 
möglichen nachteiligen Hochwasserfolgen für die mensch-
liche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe, wirtschaftli-
che Tätigkeiten und erhebliche Sachwerte“ (§ 73 Abs. 1 S. 
2 WHG).

Die Abgrenzung von Überschwemmungsgebieten 
nach § 78 WHG bzw. Vorranggebieten in der Regionalpla-
nung (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 4 ROG) basiert aber einzig auf 
der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasserer-
eignisses (HQ 100), ohne die Gefährdungsintensität mit zu 
betrachten. Auch die Verwundbarkeit der exponierten 
Schutzgüter wird nicht betrachtet (MKRO 2013). Erst die-
se Komponenten zusammen bilden aber ein Hochwas-
ser(-Risiko) im Sinne von Abbildung 4. Es findet zudem kei-
ne Auseinandersetzung mit Schutzzielen statt. Somit er- 
folgt in der Raumplanung bislang kein Hochwasserrisiko-
management im eigentlichen Sinne!

Nun bietet die Wasserwirtschaft aber Risikokarten 
an. Hier lautet §  74 Abs. 4 WHG: „Risikokarten erfassen 
mögliche nachteilige Folgen der in Absatz 2 Satz 1 genann-
ten Hochwasserereignisse. Sie müssen die nach Artikel 6 
Absatz 5 der Richtlinie 2007/60/EG erforderlichen Angaben 
enthalten.“

Sie stellen die Flächennutzungen innerhalb der ge-
fährdeten Gebiete, spezifische Einzelobjekte und die Grö-
ßenordnung der gefährdeten Personen dar (vgl. Abb. 5).

Diese „Risikokarten“ berücksichtigen aber weder 
Einstautiefe, d. h. Höhe des Wassers über Gelände in [m] 
in überfluteten Gebieten, noch die Fließgeschwindigkeit. 
Es mangelt zudem an differenzierten Aussagen zur Ver-
wundbarkeit der exponierten Flächennutzungen. Auch 
Schadenspotenziale bzw. Schadenserwartungswerte wer-
den nicht dargestellt. Das Schadenspotenzial umfasst Sach-
werte (Gebäude, Infrastruktur), Ernte-, Produktions- und 
Verdienstausfälle, Schäden für Gesundheit und Leben so-
wie Schäden an Natur- und Kulturgütern. Hinzu kommen 
Folgekosten für Hochwasserabwehr, Aufräum- und In-
standsetzungsarbeiten sowie die persönlichen Belastungen 

für die betroffene Bevölkerung. Schadenserwartungswerte 
drücken Schadenspotenziale als monetäre Größe aus, die 
mit einer Jährlichkeit in Verbindung gebracht wird. Daher 
sind diese fachplanerischen Grundlagen für die Zwecke der 
Raumplanung nur begrenzt aussagekräftig.

In diesem Kontext ist der neue „Bundesraumord-
nungsplan Hochwasserschutz“ (BRPH), vom 19. August 
2021 zu erwähnen, der am 1. September 2021 als Rechts-
verordnung in Kraft getreten ist (BMI 2021) und bei Ziel- 
bindung als Planungsleitsatz unmittelbar für alle Planungs-
träger zu beachten ist::

Ziel I.1.1 führt das Prinzip einer risikobasierten Pla-
nung in die deutsche Raumplanung ein: „Bei raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Sied-
lungsentwicklung sind die Risiken von Hochwassern zu 
prüfen […]; dies betrifft neben der Wahrscheinlichkeit des 
Eintritts eines Hochwasserereignisses und seinem räumli-
chen und zeitlichen Ausmaß auch die Wassertiefe und die 
Fließgeschwindigkeit. Ferner sind die unterschiedlichen 
Empfindlichkeiten und Schutzwürdigkeiten der einzelnen 
Raumnutzungen und Raumfunktionen in die Prüfung von 
Hochwasserrisiken einzubeziehen.“

Folglich können weder Raumordung noch Bauleitpla-
nung an der gängigen Praxis festhalten, Hochwasservorsor-
ge allein am räumlichen Umgriff der gefährdeten Gebiete 
festzumachen. Die Parameter Wassertiefe und Fließge-
schwindigkeit sind in den Hochwassergefahrenkarten ent-
halten und müssen künfig bei der Festlegung von Vorrang- 
und Vorbehaltsgebieten berücksichtigt werden. „Empfind- 
lichkeit“ ist ein Parameter, der sich im Sinne einer Tatbe-
standsfeststellung durch Planungsträger ermitteln lässt. 
Dies bedeutet, dass die Frage der Zulässigkeit baulicher 
Nutzungen nicht länger allein anhand der bestehenden Ge-
fährdung beurteilt werden kann, sondern es auch auf die 
jeweiligen Folgen ankommt – wie etwa die Frage, ob sich 
Personen regelmäßig dort aufhalten und u. U. auch, ob es 
sich um Personen handelt, die sich im Ereignisfall nicht sel-
ber helfen können, sondern evakuliert werdem müssen 
(wie im tragischen Fall der 12 Todesopfer in einer Einrich-
tung für geistig Behinderte in Sinzig).

Gefahr

Risiko

Qualifiziert durch 
Eintrittswahrscheinlichkeit 

und Magnitude

Gefährdung 

Exposition

Reaktionskapazität

Verwundbarkeit

Empfindlichkeit

Abb. 4: Risikokonzept
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„Schutzwürdigkeit“ ist schließlich ein politisch-nor-
matives Konzept, das eine Auseinandersetzung mit eigen-
ständigen raumplanerischen Schutzzielen auf Ebene der 
Regionalplanung und Bauleitplanung erforderlich macht, 
an der es bisher gänzlich fehlt.

War es der Klimawandel?
Einzelereignisse lassen sich nicht sicher den Auswirkungen 
des Klimawandels zuordnen. Wasserwirtschaftliche Statis-
tiken operieren mit sogenannten „gleitenden Zeitreihen“. 
Damit kann der bereits stattgefundene Klimawandel gut 
abgebildet werden – nicht jedoch zukünftige klimatische 
Veränderungen und ihre Auswirkungen auf den Abfluss. 
Zeitreihen beziehen sich zudem nur auf die Periode, für die 
systematische Aufzeichnungen vorliegen. 

1999 haben die Länder Baden-Württemberg, Bayern 
und Rheinland-Pfalz sowie der Deutsche Wetterdienst das 
Kooperationsvorhaben „Klimaveränderung und Konse-
quenzen für die Wasserwirtschaft“ (KLIWA) ins Leben 
gerufen. Ziel dieser länder- und fachübergreifenden Zu-
sammenarbeit ist es, mögliche Auswirkungen der Klimaver-
änderung auf den Wasserhaushalt und die Ökologie der 
Flussgebiete im Süden Deutschlands herauszuarbeiten. Um 
auch die zukünftige Entwicklung von Hochwasserereignis-
sen abschätzen zu können, nutzt KLIWA Abflussprojek- 
tionen.

Zwar zeigt sich „an neun Pegeln der Großteil der Pro-
jektionen für den Zeitraum 2021 bis 2050 eine Zunahme 
des mittleren Hochwasserabflusses (MHQ) gegenüber der 
Referenzperiode (1971 bis 2000)“ (https://www.kliwa.de/
hydrologie-hochwasser-zukunft.htm u. KLIWA 2016: 14). 
Die Bund-/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) 
stellt jedoch angesichts von Modellunsicherheiten fest: 
„Auf dieser Grundlage ist eine belastbare statistische Ein-
ordnung extremer Hochwasserereignisse unmöglich“ 
(LAWA 2017: 9). 

Die Antwort, ob Hochwasser klimawandelbedingt zu-
nehmen, hängt vom verwendeten Klimamodell/Emissions- 
szenario und Einzugsgebiet ab. Bei Verwendung eines tro-
ckenen Szenarios ist von bis zu 30 % weniger Durchfluss, 
bei einem feuchtem Szenario von 30 % Zunahme auszuge-
hen. Die größte Bandbreite der Durchflussänderungen be-
stehen für Weser, Neckar, Ruhr sowie Spree/Havel.

Ungewissheiten über künftige klimatische Verände-
rungen lassen also keine gesicherte Aussage über die Wahr-
scheinlichkeiten der klimawandelbedingten Veränderung 
von Durchflüssen und Pegelständen zu. Infolgedessen be-
rücksichtigen Träger der Raumordnungsplanung bei der 
Abgrenzung ihrer Vorrang- und Vorbehaltsgebiete nach § 7 
Abs. 3 ROG mögliche klimawandelbedingte Veränderungen 
von Hochwasser nicht.

Abb. 5: Hochwasserrisikokarte / flussgebiete.nrw.de
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Dieser Umstand ist klar abzugrenzen vom lokalen 
Starkregen, der klar zunimmt (LAWA 2018). Laut Bundes-
anstalt für Gewässerkunde (BfG) hat der menschenge-
machte Klimawandel bereits heute die Wahrscheinlichkeit 
für extreme Regenereignisse (1,2- bis 9-mal höhere Wahr-
scheinlichkeit) und Intensität (um 3 bis 19 %) in Deutsch-
land erhöht (Kreienkamp/Philip/Tradowsky et al. 2021).

Ein Blick auf die kritischen Infrastrukturen
Die Hochwasserkatastrophe im Juli 2021 hat eindrücklich 
belegt, wie wesentlich die Funktionsfähigkeit kritischer In- 
frastrukturen (KRITIS) für die Reaktionsfähigkeit während 
des Ereignisses und für einen geordneten Wiederaufbau 
ist. Ein erheblicher Teil der Folgen des Ereignisses wurde 
durch den Ausfall von Infrastrukturen ausgelöst, die auch 
Bereiche betroffen haben, die selber gar nicht überflutet 
wurden, wie bspw. die längerfristigen Sperrungen von loka-
len, regionalen und überregionalen Straßen- und Schienen-
verbindungen. 

Dabei ist „Kritikalität das relative Maß für die Bedeut-
samkeit einer Infrastruktur in Bezug auf die Konsequenzen, 
die eine Störung oder ein Funktionsausfall für die Versor-
gungssicherheit der Gesellschaft mit wichtigen Gütern und 
Dienstleistungen hat“ (BMI 2009).

(Hochwasser-)Risiken werden in aller Regel raum- 
und gefährdungsbezogen analysiert. Kumulative und indi-
rekte Effekte, die außerhalb exponierter Gebiete auftreten, 
werden weder in Hochwasserrisikokarten noch in der 
Raumplanung oder in Katastrophenschutzplänen systema-
tisch erfasst (Greiving/Hartz/Saad et al. 2016). Der KRITIS- 
Grundsatz im ROG zum Schutz kritischer Infrastrukturen in 
der Raumplanung (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 4) lautet lediglich: 
„Für den Schutz kritischer Infrastruktur ist Sorge zu tra-
gen.“ Dieser Grundsatz ist aber bisher in keinem einzigen 
Fall operationalisiert worden (Kruse/Schmitt/Greiving 
2021). Auch hier betritt der Bundesraumordnungsplan 
Hochwasserschutz (BRPH) mit Ziel II.2.3 Neuland (BMI 
2021): „In Überschwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 1 
WHG dürfen [kritische] Infrastrukturen und Anlagen, so-
fern sie raumbedeutsam sind, weder geplant noch zugelas-
sen werden, es sei denn, sie können nach § 78 Absatz 5, 6 
oder 7 oder § 78a Absatz 2 WHG zugelassen werden.“

Grundsatz II.3 legt fest: „In Risikogebieten außerhalb 
von Überschwemmungsgebieten nach § 78b WHG sollen 
[…] Infrastrukturen und Anlagen, sofern sie raumbedeut-
sam sind, weder geplant noch zugelassen werden, es sei 
denn, sie erfüllen die Voraussetzungen des § 78b Absatz 1 
Satz 2 WHG“ (BMI 2021).

Was lernen wir aus der 
Hochwasserkatastrophe?
Bauleitplanung ist im Wesentlichen auf Überschwem-
mungsgebiete (§ 76 Abs. 1 WHG) ausgerichtet, innerhalb 
derer nach § 78 Abs. 1 WHG weitgehende Bauverbote be-
stehen. Lastfall ist hier „nur“ das HQ 100 (!) in sog. „Risiko-
gebieten“ nach § 78b WHG (deichgeschützt bzw. nur bei 
HQ extrem gefährdet). Somit ist Hochwasserschutz ledig-
lich ein Abwägungsbelang in der Bauleitplanung (und das 
auch erst seit der WHG-Novelle in 2018).

Extremereignisse müssen in der planerischen Hoch-
wasservorsorge viel stärker in den Blick genommen werden 
und es muss über differenzierte Schutzziele diskutiert wer-
den, die neben der Gefährdungsintensität auch die Emp-
findlichkeit und Schutzwürdigkeit der einzelnen Nutzungen 
berücksichtigen. Folglich sollten für besonders verwundba-
re und deshalb schutzwürdige Nutzungen bei der Standort-
wahl wie auch Bauvorsorge höhere Schutzstandards gel-
ten. Das gleiche gilt für Nutzungen, von denen im Über- 
flutungsfall zusätzliche Gefahren ausgehen können (z.  B. 
Störfallbetriebe).

Für derartig differenzierte Regelungen bestehen hin-
reichende planungsrechtliche Möglichkeiten, die es aber 
auch zu nutzen gilt (Kuhlicke/Albert/Bachmann et al. 
2021). So sehen die Festsetzungsmöglichkeiten zum was-
sersensiblen Bauen nach § 9 Abs. 1 BauGB insbesondere 
vor:

	> Nr. 16b: Flächen für Hochwasser-Schutzanlagen, 
Flächen für die Regelung des Wasserabflusses (Kanal, 
Graben) nebst Vorgaben hierzu (insbesondere, dass 
diese Flächen nicht bebaubar sind).

	> Nr. 16c: Festsetzung von Gebieten, in denen bei der Er-
richtung baulicher Anlagen bestimmte bauliche oder 
technische Maßnahmen getroffen werden müssen, die 
der Vermeidung oder Verringerung von Hochwasser-
schäden einschließlich von Schäden durch Starkregen 
dienen.

	> § 9 Abs. 3 BauGB ermöglicht die Festsetzung der Hö-
henlage für übereinanderliegende Geschosse, Ebenen 
und sonstige Teile baulicher Anlagen in Verbindung mit 
§ 16 Abs. 5 der Baunutzungsverordnung (BauNVO). Auf 
diese Weise kann über Mindesthöhen über Gelände ins-
besondere das Eindringen von Wasser in Erdgeschosse 
verhindert und ein Ausschluss von Kellergeschossen 
oder vulnerablen baulichen Nutzungen in Kellern oder 
Erdgeschossen festgesetzt werden.

	> § 1 Abs. 5 BauNVO sieht vor: „Im Bebauungsplan kann 
festgesetzt werden, dass bestimmte Arten von Nutzun-
gen, die nach den §§ 2 bis 9 sowie 13 und 13a allgemein 
zulässig sind, nicht zulässig sind oder nur ausnahmswei-
se zugelassen werden können […].“ Diese Regelung 
kann zum Ausschluss besonders vulnerabler oder ge-
fährlicher Nutzungen in Risikogebieten gemäß § 78b 
WHG dienen (z. B. Anlagen für soziale oder gesundheit-
liche Zwecke in Wohngebieten oder Störfallbetriebe in 
Industriegebieten), ohne dass in diesen ein komplettes 
Bauverbot erforderlich wäre.

Prinzipiell muss man sich klarmachen, dass ein ver-
besserter technischer Hochwasserschutz die Hochwasser-
gefahr reduziert – aber nur bis zum Lastfall. Das Hochwas-
serrisiko wird dadurch nicht notwendigerweise reduziert, 
da die Schäden bei Extremhochwasser sogar größer ausfal-
len können, weil ein verbesserter technischer Hochwasser-
schutz zur Risikoerhöhung beitragen kann. Zum einen füh-
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len sich Menschen hinter Schutzeinrichtungen sicherer 
und verzichten deshalb tendenziell auf zusätzliche Maßnah-
men wie Objektschutz. Zum anderen kann ein verbesserter 
Gebietsschutz auch zur Rücknahme von Überschwem-
mungsgebieten führen, weil Restriktionen im Sinne des 
§ 78 WHG wegfallen. Diese Zusammenhänge machen deut-
lich, dass verbesserter Hochwasserschutz Hand in Hand 
mit raumplanerischer Hochwasservorsorge hinter Deichen 
und Schutzbauten gehen sollte. Dies gilt ebenso für das 
sog. „Schwammstadtprinzip“, weil auch natürliche Reten- 
tionsmaßnahmen bei langanhaltenden Extremniederschlä-

gen oder einschlägiger Vorbelastung (durchnässte oder 
ausgetrocknete Böden) an Grenzen stoßen. 

Der Wiederaufbau: Bleiben oder weichen?
Die Verlagerung von Strukturen aus gefährdeten Gebieten 
ist international weit verbreitet, in Deutschland aber weit-
gehend tabuisiert (Greiving/Juan/Puntub 2018). Die Inter-
national Strategy for Disaster Reduction (UN/ISDR 2015) 
weist in Priorität 4 deutlich auf das Gelegenheitsfenster des 
Wiederaufbaus hin: „Built back better in recovery and reha-
bilitation“. 

Abb. 6: Arten und Umgriffe einer Rücknahme von Siedlungsbereichen
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Verlagerungen von Nutzungen sind interessant vor al-
lem beim Wiederaufbau, bei dem ohnehin hohe Kosten 
entstehen oder in Fällen, in denen die Kosteneffizienz hö-
her ist als für einen ertüchtigten Gebietsschutz (Hartz/
Schaal-Lehr/Langenbahn et al. 2021). Besonders relevant 
erscheinen sie zudem für besonders gefährliche oder ver-
wundbare Nutzungen.

Abbildung 6 gibt einen Überblick über die einzelnen 
Handlungsoptionen bei Siedlungsverlagerungen:

Grundsatz II.2.2 (G) BRPH legt hierzu fest: „Umpla-
nung und Umbau vorhandener Siedlungen bzw. Siedlungs-
strukturen in einem mittelfristigen Zeitraum, soweit es die 
räumliche Situation in den betroffenen Gemeinden und das 
Denkmalschutzrecht zulassen und soweit dies langfristig 
unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten kosteneffizi-
enter als ein Flächen- oder Objektschutz ist“ (BMI 2021).

Ein Blick auf die bestehenden Förderrichtlinien in 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz macht deutlich, 
dass in beiden Bundesländern der Wiederaufbau an ande-
rer Stelle förderwürdig ist, aber nur Nordrhein-Westfalen 
zusätzliche Bauvorsorgemaßmahmen zur Voraussetzung 
für Zahlungen an Geschädigte gemacht hat. 

Die Förderrichtlinie „Wiederaufbau Nordrhein-West-
falen“ sieht hierzu vor:

7.5: Wiederaufbau technischer Anlagen zur Energie- 
und Wärmeversorgung: „Technische Anlagen zur Energie- 
und Wärmeversorgung müssen im Rahmen der Schadens-
beseitigung entweder an einem hochwassersicheren 
Standort installiert oder so ausgeführt werden, dass die 
Anlage oder die besonders schadensgefährdeten Anlagen-
teile bei einem zukünftigen Hochwasserereignis innerhalb 
kurzer Zeit aus- und anschließend funktionsfähig wieder 
eingebaut werden können.“

7.6: Schadensmindernde Maßnahmen an baulichen 
Anlagen: „Bauliche Maßnahmen sind so auszuführen, dass 
Schäden bei einem erneuten Hochwasserereignis reduziert 
oder vermieden werden. Ist wahrscheinlich, dass ein zu-
künftiges Hochwasser wiederkehrend erhebliche Schäden 
verursacht, werden auch Maßnahmen zum Wiederaufbau 
an anderer Stelle gefördert […].“ 

Die Verwaltungsvorschrift „Wiederaufbau Rhein-
land-Pfalz 2021“ sieht unter Punkt 4.4.4 lediglich vor: 
„Maßnahmen zur Neuerrichtung oder zum Erwerb von ver-
gleichbaren Gebäuden beziehungsweise Wohnungen als 
Ersatz von durch das in Nummer 1 genannte Schadens- 
ereignis zerstörten Gebäuden, auch an anderer Stelle  
(Ersatzvorhaben); die Maßnahmen sind bis zur Höhe des 
entstandenen Schadens förderfähig.“

Schlussfolgerungen – Leitlinien für den 
Wiederaufbau 
Die in diesem Beitrag dargestellten Erkenntnisse lassen sich 
in Form von Leitlinien für den Wiederaufbau zusammenfas-
sen:

1.	Wiederaufbau sollte von Resilienz (Widerstandsfähig-
keit/Anpassungsfähigkeit) geleitet werden.

2.	Internationale Erfahrungen zeigen, dass die Beteiligung 
der Zivilgesellschaft essenziell für Wiederaufbauplanung 
ist – insbesondere bei Entscheidungen für die Verlage-
rung von Strukturen (Greiving/Juan/Puntub 2018).

3.	Berücksichtigung der Krisenfestigkeit der Standorte 
der Daseinsvorsorgeeinrichtungen und der ubiquitären 
Basisinfrastruktur bei der Wiederaufbauplanung im Sin-
ne des UN/ISDR-Leitbilds „Build Back Better in Recovery 
and Rehabilitiation“ (UN/ISDR 2015).

4.	Gezielte Verlagerung besonders gefährlicher Anlagen 
bzw. Einrichtungen, in denen sich verwundbare Bevöl- 
kerungsgruppen aufhalten. 

5.	Erhöhung der baulichen Widerstandsfähigkeit beim 
Festhalten an Standorten (Festsetzungen in B-Plänen, 
aber auch Förderung und Aufklärung).

6.	Schaffung von Retentionsflächen im Siedlungsraum wie 
im Freiraum.

7.	Differenzierte Festlegungen unter Berücksichtigung der 
Verwundbarkeit und Schutzwürdigkeit der Infrastruktu-
ren statt unverhältnismäßiger Ausdehnung von Vorrang-
gebieten oder kompletter Rücknahme von Flächenaus-
weisungsrechten.

8.	Überprüfung bestehender städtebaulicher Planungen 
und regionalplanerischer Festlegungen in gefährdeten 
Gebieten entlang dieser Leitlinien.
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